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Beitritt zur Anstalt öffentlichen Rechts "d-NRW AöR" 
 
 
Beschlussvorschlag: Der Kreistag beschließt den Beitritt der Kreisverwaltung 

Recklinghausen zur Anstalt öffentlichen Rechts d-NRW (d-
NRW AöR) zum 1. Januar 2017 zu erklären und den 
hierfür notwendigen Stammkapitalanteil in Höhe von 1.000 
€ einzubringen. 

 
 
Darstellung des Sachverhaltes: 
 
Bis Ende 2016 hatte die Einrichtung „d-NRW“ als öffentlich-private Partnerschaft 
Bestand, um die interkommunale und die kommunal-staatliche Kooperation der 
Verwaltungsebenen in Nordrhein-Westfalen durch gezielten Einsatz von E-
Government zu fördern, auszuweiten und in Zukunftsfeldern zu erproben. Von 2008 
an war die Kreisverwaltung Recklinghausen mittelbar über die GKD (Gemeinsame 
Kommunale Datenzentrale Recklinghausen) bis zu deren Austritt Ende 2016 
beteiligt. 
 
Im Kreis Recklinghausen werden von d-NRW in Kürze der Vergabemarktplatz NRW 
(eVergabe), sowie aktuell das Meldeportal für Behörden (Städte) und die 
Verwaltungssuchmaschine NRW genutzt. 
 
Da eine ebenenübergreifende, medienbruchfreie kommunal-staatliche 
Zusammenarbeit weiter an Bedeutung gewinnen wird, ist es im Interesse der 
Kreisverwaltung Recklinghausen, die Angebote von d-NRW auch künftig nutzen zu 
können. 
 
 



 

 

In der Struktur bis Ende 2016 bestand d-NRW aus einem in privater (d-NRW-
Betriebs-GmbH & Co. KG) und einem in öffentlicher Hand befindlichen Bereich (d-
NRW Besitz-GmbH & Co. KG). Gesellschafter der Besitzgesellschaft waren das 
Land Nordrhein-Westfalen und ein großer Teil der Kommunen des Landes - zum Teil 
über die kommunalen IT- Dienstleister - sowie die Landschaftsverbände. Die 
Beteiligungen wurden im Public Konsortium (d-NRW Public Konsortium GbR) 
zusammengefasst.  
Die aus der ursprünglichen ÖPP-Konzeption (öffentlich-private-Partnerschaft) 
resultierenden komplizierten Strukturen mit einer Vielzahl von Organisationseinheiten 
und Gremien verursachten erheblichen Steuerungs- und Abstimmungsaufwand, der 
angesichts der vollzogenen gesellschaftsrechtlichen Trennung der beiden Bereiche 
nicht mehr zu rechtfertigen war. 
Auch vergaberechtliche Rahmenbedingungen machten es erforderlich, die öffentlich 
private Zusammenarbeit auf eine neue, dauerhaft tragfähige Grundlage zu stellen. 
Durch das Gesetz über die Errichtung einer Anstalt öffentlichen Rechts „d-NRW 
AöR" wurde der bislang privatrechtlich organisierte öffentliche Teil von d-NRW zum 
01.01.2017 in eine Anstalt öffentlichen Rechts umgewandelt. 
Mit der Umwandlung in eine AöR endete die Mitgliedschaft der kommunalen IT- 
Dienstleister - also auch der GKD Recklinghausen – Ende 2016. 
 
Ziel ist es, die seit Anfang 2017 nicht mehr institutionell beteiligten IT-Dienstleister 
durch das neue Konstrukt in ihrer Auftragnehmerrolle zu stärken. Sie können 
unmittelbar von der d- NRW AöR beauftragt werden, ohne dass - wie bisher - ein 
Erstzugriffsrecht eines privaten Kooperationspartners zu beachten wäre. 
 
Der Verbandsrat der GKD Recklinghausen hat in seiner Sitzung am 26.10.2016 den 
Mitgliedskommunen durch einstimmigen Beschluss einen Beitritt zur d-NRW AöR 
empfohlen. Einige Mitglieder der GKD Recklinghausen sind der d-NRW AöR bereits 
beigetreten. 
 
Für die Kreisverwaltung Recklinghausen bedeutet die Neustrukturierung von d-NRW, 
dass eine vergaberechtsfreie Beschaffung von d-NRW-Produkten, die bislang über 
die GKD möglich war, zukünftig nur noch erfolgen kann, wenn sie der AöR beitritt. 
 
In § 17 des Gesetz über die Errichtung einer Anstalt öffentlichen Rechts „d-NRW 
AöR" wurde geregelt, dass Behörden, die in 2017 beitreten, rückwirkend zum 
01.01.2017 beitreten können. 
 
Mit dem Beitritt verbunden wäre die einmalige Einbringung eines Stammkapital-
anteils von 1.000 Euro. Weiteren Kosten fallen durch einen Beitritt nicht an. 
 
Die Vertretung im Verwaltungsrat der d-NRW AöR erfolgt für die kommunalen Träger 
durch Vertreter der kommunalen Spitzenverbände. 


